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Statuten der Flurgenossenschaft …….
vom …..[Datum]
A. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1

Rechtspersönlichkeit
1Die Flurgenossenschaft …… ist eine Körperschaft des kantonalen öffentlichen Rechtes im Sinne von Art. 703 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 10. Dezember 1907 (ZGB) und des Gesetzes über die Flurgenossenschaften vom 29. April 2007 (FlG).
2Sie hat ihren Sitz im Bezirk …...

Art. 2
Umfang 
Das Gebiet der Flurgenossenschaft umfasst die folgenden Parzellen gemäss Karte im Anhang (Stand …. [Datum]):

-
Parz. Nr. 
….
-
Parz. Nr. 
….

-
Parz. Nr. 
….

-
Parz. Nr. 
….

-
Parz. Nr. 
….

-
Parz. Nr. 
….

-
Parz. Nr. 
….

-
Parz. Nr. 
….

…

Art. 3
Zweck
Die Flurgenossenschaft bezweckt:
a) den Bau, den Unterhalt und die Erneuerung der Flurstrasse gemäss Karte im Anhang; 
b) die Regelung der Rechte und Pflichten der Mitglieder mit Bezug auf die Flurgenossenschaft und die Flurstrasse.
Art. 4
Mitgliedschaft
1Die jeweiligen Eigentümerschaften der Grundstücke, die der Flurgenossenschaft angehören, sind von Gesetzes wegen Mitglieder der Flurgenossenschaft. Als Grundstücke gelten der Boden der Parzellen und die Baurechte auf dem Gebiet der Flurgenossenschaft.
2Wird ein Grundstück, das der Flurgenossenschaft angehört, aufgeteilt oder entsteht anderweitig ein neues Grundstück, sind die betreffenden Eigentümer und Eigentümerinnen sowie Baurechtsnehmer und Baurechtsnehmerinnen Mitglieder der Flurgenossenschaft. 

3Umfasst ein Baurecht eine ganze Parzelle, ist nur der Baurechtsnehmer oder die Baurechtsnehmerin Mitglied.
Art. 5

Grundlast

1Die Mitglieder haben den Bestand der Flurstrasse und die mit diesem Werk verbundenen Arbeiten zu dulden. 

2Der für den Strassenkörper benötigte Boden wird nicht vermarkt und bleibt im Eigentum des jeweiligen Mitglieds.
3Die Benutzungsrechte haften als Dienstbarkeit auf den betreffenden Grundstücken.

Art. 6
Bau der Strasse

Der Bau der Strasse wird unter staatlicher Aufsicht und Mitwirkung nach dem Gesetz über die Flurgenossenschaften und dem Strassengesetz vom 26. April 1998 (StrG) und der dazugehörigen Verordnung durchgeführt.

Art. 7
Nutzungsrechte
1Auf der Flurstrasse haben die Mitglieder der Flurgenossenschaft und die Nutzungsberechtigten an den in den Genossenschaftskreis einbezogenen Grundstücke ein allgemeines Fahrrecht, insbesondere für Motorfahrzeuge und landwirtschaftliche Fahrzeuge, ein Fusswegrecht sowie ein Benutzungsrecht für das Treiben von Vieh.
2Sind Grundstücke ab der Flurstrasse nur unter Überquerung anderer Grundstücke erreichbar, ist dafür zu sorgen, dass diesen dem Nutzungszweck des Grundstücks angemessene Zufahrts- und Zugangsrechte zur Flurstrasse eingeräumt werden. Im Streitfall entscheidet der Bezirksrat des Sitzbezirks.
Art. 8
Häge und Abzäunungen
1Sofern notwendig, kann die Kommission auf Kosten der betreffenden Grundeigentümerschaft die Erstellung eines Hags entlang der Strasse verlangen.

2Für den Viehtrieb darf der oder die Berechtigte entlang der Flurstrasse temporäre Zäune erstellen, wenn es die Verhältnisse zulassen.
3Strassenquerende Riegel und Abzäunungen sind nicht erlaubt. 
Art. 9
Einlenker und Vorplätze
Die Einlenker zu den Gebäuden und die an die Flurstrasse anstossenden Vorplätze sind so zu gestalten, dass der Verkehr und das Kreuzen der Fahrzeuge nicht behindert werden.
Art. 10
Publikationsorgan
Als Publikationsorgan der Flurgenossenschaft gilt der Appenzeller Volksfreund. 
B. Finanzen

Art. 11
Bau- und Unterhaltskosten
Die Bau- und Unterhaltskosten werden bestritten:
a)
aus Beiträgen der öffentlichen Hand (Bund, Kanton, Bezirk);

b)
aus Beiträgen der Mitglieder;

c)
durch Aufnahme von Darlehen. 
Art. 12
Rechnungsjahr

Das Rechnungsjahr entspricht dem Kalenderjahr.

Art. 13
Perimeterbeiträge
1Für die Finanzierung des Baus der Flurstrasse, gemeinsamer Projekte, insbesondere die Erneuerung der Strasse, sowie des Strassenunterhalts, einschliesslich der Schneeräumung, werden Perimeterbeiträge erhoben. 
2Die Beiträge werden in der Regel jährlich erhoben; die Kommission kann bei Bedarf Teilzahlungen verlangen.

Art. 14
Festlegung
1Die Perimeterbeiträge beruhen auf Quoten, die von einer Schätzungskommission nach Massgabe des Interesses an der Strasse festgelegt werden.
Alternativ:
1Die Perimeterbeiträge beruhen auf Quoten, die von einer Schätzungskommission nach dem Verursacherprinzip festgelegt werden.

Oder: 
1Die Perimeterbeiträge beruhen auf Quoten, die von einer Schätzungskommission nach Massgabe des Interesses an der Strasse oder nach dem Verursacherprinzip festgelegt werden.

2Auf Antrag eines Mitglieds wird der Auftrag an die Schätzungskommission durch die Genossenschafterversammlung festgelegt, andernfalls durch die Kommission der Flurgenossenschaft.

3Bei erheblichen tatsächlichen Änderungen, insbesondere bei erheblichen Nutzungsänderungen, wird eine Neuverteilung der Perimeterquoten festgelegt. 

4Bringt die Teilung von Grundstücken keine erhebliche Nutzungsänderung, kann auf eine Neuverteilung der Perimeterquoten verzichtet werden, und es übernehmen die Eigentümerschaften der Teilgrundstücke die Beitragspflicht im Verhältnis der Teilflächen.

Art. 15

Weitere Beiträge
1Bei einer Erweiterung des Einzugsgebiets wird ein Einkaufsbeitrag festgelegt.

2Bei einer vorübergehenden aussergewöhnlich starken Inanspruchnahme der Strasse durch den Betrieb eines Kiesabbaus, einer Deponie oder dergleichen kann ein Sonderbeitrag erhoben werden.
Art. 16
Haftung

1Für die Verbindlichkeiten der Flurgenossenschaft haftet vorab das Genossenschaftsvermögen.

2Reicht dieses nicht aus, haften die Mitglieder im Verhältnis ihrer Perimeterquote.
C. Organe
Art. 17
Organe

Organe der Flurgenossenschaft sind:

a)
die Genossenschafterversammlung;
b)
die Kommission;
c)
die Rechnungsrevisoren oder -revisorinnen.
Art. 18
Genossenschafterversammlung

1Die Genossenschafterversammlung besteht aus den stimmberechtigten Mitgliedern der Flurgenossenschaft. Nicht stimmberechtigte Mitglieder haben ein Teilnahmerecht.
2Die Genossenschafterversammlung findet in der Regel im … statt. Sie ist mindestens alle … Jahre durch die Kommission einzuberufen. 
3Die Genossenschafterversammlung ist für die wichtigen Geschäfte der Flurgenossenschaft zuständig. Als solche gelten insbesondere:
a)
Genehmigung Rechnung und Entgegennahme Revisorenbericht;
b)
Genehmigung Protokoll der Genossenschafterversammlungen; 

c)
Wahl der Kommission und der Rechnungsrevisoren;
d)
Einsetzung einer Schätzungskommission;

e)
Beschluss über neue Projekte mit Kosten ab Fr. ….;

f)
Erweiterungen der Flurstrasse;
g)
Beschluss über Perimeterquoten;

h)
Festlegung Einkaufs- und Sonderbeiträge;
i)
Regelung von Fahr- und Nutzungsrechten;

j)
Anträge für Strassenverkehrstafeln zu Handen der Bewilligungsbehörden;
k)
Mutationen und weitere Statutenrevisionen;
l)
Auflösung der Flurgenossenschaft.
Art. 19
Einberufung

1Die Einladung zur Genossenschafterversammlung erfolgt spätestens 14 Tage vor der Versammlung.

2Sie wird unter Bekanntgabe der Traktanden brieflich oder durch ein Inserat im Publikationsorgan vorgenommen.
3Ausserhalb des Kantons wohnhafte Genossenschafter oder Genossenschafterinnen werden brieflich eingeladen.

Art. 20
Stimmrecht

1Jedem Mitglied kommt an der Versammlung, ungeachtet der Grösse der Grundstücke, eine Stimme zu. 
2Mit- und Gesamteigentümerschaften haben die für die Stimmabgabe berechtigte Person zu bezeichnen.
3Stimmberechtigte Mitglieder, die am persönlichen Erscheinen verhindert sind, können sich durch ein anderes Mitglied oder eine handlungsfähige, mit schriftlicher Vollmacht versehene Person vertreten lassen.

4Wer stimmberechtigt ist, hat auch ein Antragsrecht an die Kommission und in der Versammlung.
Art. 21
Beschlussfassung

1Bei Wahlen und Abstimmungen gilt das relative Mehr der anwesenden Stimmberechtigten. 
2Bei Stimmengleichheit entscheidet im Fallen von Abstimmungen der Präsident, bei Wahlen das Los.

3Zulasten der Flurgenossenschaft oder seiner Mitglieder darf nur Beschluss gefasst werden, wenn das Geschäft ordentlich traktandiert wurde.
4Über Statutenrevisionen und die Auflösung der Genossenschaft darf nur Beschluss gefasst werden, wenn mindestens zwei Drittel der Grundstücke vertreten sind. 

Art. 22
Ausserordentliche Versammlung

1Ausserordentliche Versammlungen werden durch Beschluss der Kommission oder auf schriftliches Begehren eines Fünftels der Mitglieder einberufen.
2Für die Einberufung, das Stimmrecht und die Beschlussfassung gelten die gleichen Vorgaben wie für ordentliche Genossenschafterversammlungen.

Art. 23
Kommission
1Die Kommission besteht aus dem Präsidenten oder der Präsidentin, dem Aktuar oder der Aktuarin und dem Kassier oder der Kassierin.

2In die Kommission sind nur Mitglieder der Flurgenossenschaft wählbar. 
3Die Kommission wahrt die Rechte und Interessen der Flurgenossenschaft und vertritt sie nach aussen.

4Sie entscheidet über alle Belange, die nicht anderen Organen übertragen sind. 
Art. 24

Pflichten der Kommissionsmitglieder

1Der Präsident oder die Präsidentin führt bei allen Versammlungen und Verhandlungen den Vorsitz und leitet oder überwacht die im Interesse der Flurgenossenschaft auszuführenden Verrichtungen und Geschäfte.

2Der Aktuar oder die Aktuarin führt über die Beschlüsse der Hauptversammlung und der Kommissionssitzungen das Protokoll, führt das Genossenschaftsverzeichnis, besorgt die Korrespondenz und vertritt erforderlichenfalls den Präsidenten oder die Präsidentin. 

3Der Kassier oder die Kassierin ist verantwortlich für das Finanzwesen und besorgt die Abrechnung von Projekten und die Führung der Jahresrechnung. Projektabrechnungen sind getrennt von der Jahresrechnung zu führen. 

4Der Präsident oder die Präsidentin führt zusammen mit dem Aktuar oder der Aktuarin oder dem Kassier oder der Kassierin die Unterschrift für die Genossenschaft.

Art. 25
Rechnungsrevision

1Es sind zwei Rechnungsrevisoren oder -revisorinnen aus dem Kreis der Mitglieder zu bestimmen. Nicht wählbar sind Mitglieder der Kommission und der Schätzungskommission.
2Die Rechnungsrevisoren oder- revisorinnen prüfen die Rechnungen. Sie stellen zuhanden der Hauptversammlung Bericht und Antrag.

D. Schlussbestimmungen

Art. 26
Inkrafttreten

Diese Statuten treten nach Annahme durch die Genossenschafterversammlung vom …[Datum] und der Genehmigung durch die Standeskommission in Kraft.

………, …..[Ort, Datum]
Der Präsident:
Der Aktuar:

…..
……
Genehmigt von der Standeskommission des Kantons Appenzell I.Rh.

Appenzell, …
Der reg. Landammann:
Der Ratschreiber:

…..
…..
Anhang

Karte (Stand …..[Datum])


